Aus der BVV

Missbilligung gegen Finanzstadtrat Dr. Hanke 

Die Linke hat in der BVV-Sitzung im April einen Antrag zur Missbilligung der Amtsführung des zuständigen Finanzstadtrats und Bürgermeisters des Bezirks Mitte Herrn Dr. Hanke bei der Erarbeitung des Entwurfs des Bezirkshaushaltsplan gestellt. Der Antrag wurde gemeinsam mit den Grünen und den Piraten eingebracht. Der Grund für diese Missbilligung liegt in der vom Finanzstadtrat zu verantwortenden Lage, in die der Bezirk durch den noch immer nicht beschlossenen Haushaltsplan gekommen ist. Mitte hat als einziger Bezirk keinen Haushaltsplan vorgelegt. Die BVV bekam überhaupt nicht die Möglichkeit, fristgerecht über einen Haushaltsplan zu entscheiden, weil kein Entwurf vorlag. Auf der Sitzung des Hauptausschusses des Abgeordnetenhauses vom 30. März wurde das Verhalten des Bezirkes als „klar rechtwidrig“ bezeichnet. Das Abgeordnetenhaus hat die Senatsverwaltung für Finanzen beauftragt, entsprechend dem §48 der Landeshaushaltsordnung für Mitte einen Nothaushaltsplan aufzustellen, der für uns nun bindend sein wird. Gleichzeitig wurde durch die Senatsverwaltung für Finanzen festgestellt, dass der Bezirk die vorläufige Haushaltswirtschaft in diesem Jahr nicht mehr verlassen werde. Mit seiner Amtsführung hat Finanzstadtrat Dr. Hanke den Bezirk in diese Lage gebracht. Er hat dafür gesorgt, dass die vorläufige Haushaltswirtschaft mit ihren negativen Auswirkungen für den Bezirk jetzt das ganze Jahr bleibt und das Haushaltsrecht der BVV mindestens für das Jahr 2012 quasi abgeschafft worden ist. Genau dafür sollte er durch die BVV eine  Missbilligung erhalten. In ihren Verteidigungsreden suchten SPD und die CDU (Zählgemeinschaft) die Ursachen für das Versagen in allen möglichen Faktoren und bemühten sogar eine kollektive Schuld von BVV und Bezirksamt. In der Abstimmung unterlag der Missbilligungsantrag mit 25 Ja-Stimmen und 27-Neinstimmen. 
Was bleibt ist die Erkenntnis, dass die Eile der BVV in der Beschlussfassung des Haushaltsentwurfs bis zum 10. Mai nichts bringt. Ohne die Kenntnis des Nothaushalts ist sie vollkommen sinnlos, es sei denn, man hat die irre Hoffnung, der Nothaushalt entspreche dem Haushaltsentwurf des Bezirksamts. Sinnvoll wäre es, sich für eine solide Beratung Zeit zu nehmen - auch um den von Kürzungen betroffenen Einrichtungen die Möglichkeit zu geben, den Widerstand zu organisieren - und den Ergänzungsplan für 2013 gleich mit zu beraten. Aber auch dieser Erkenntnis verschloss sich die Zählgemeinschaft.
